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ROMAN ARENS

ROM (SN). Das offizielle Italien
versucht, Muammar el-Gaddafi
mit Ehrenbezeugungen bei Laune
zu halten. Im Wissen, dass Rom
auf gute Beziehungen zu ihm drin-
gend angewiesen ist, leistet sich
Libyens Revolutionsführer Extra-
vaganzen. Sein viertägiger Besuch
in der ewigen Stadt wird von Pro-
testen und Polemiken begleitet.
Der größere Teil der Oppositi-

on hatte sich wegen der Men-
schenrechtsverletzungen in Liby-
en massiv dagegen gewandt, dass
Gaddafi eine Rede in der Aula des
Senats halten sollte. Ein kleinerer
Teil aber wollte ihm, dem amtie-
renden Vorsitzenden der Afrika-
nischen Union, den außerge-
wöhnlichen Auftritt nicht verwei-

Gaddafi nützt es beim Besuch in Rom aus, dass seine Gastgeber in der Flüchtlingsfrage auf seine Kooperation angewiesen sind

Libyens Herrscher lässt sich von Italien hofieren
gert sehen. Wegen dieser Unstim-
migkeiten verlegte daraufhin
Senatspräsident Schifani die Ver-
anstaltung in einen Nebensaal
dieses parlamentarischen Hauses.
Gaddafi nutzte seine Rede, um

sich vom Terror abzusetzen, den
Westen für dessen Anwachsen
verantwortlich zu machen und das
Verhalten der USA wegen der An-
griffe auf Libyen 1986 und den
Irak seit 2003 mit dem von Osama
bin Laden zu vergleichen. Man
müsse „auch mit dem Teufel einen
Dialog führen, wenn das zum Ver-
ständnis des Terrorismus nötig“
sei, meinte Libyens Herrscher.

Auch seine Rede in der Sapien-
za-Universität war von Demons-
trationen begleitet. Wegen der
großen Sicherheitsvorkehrungen
war der Verkehr in der Innenstadt

Roms am Donnerstag nachhaltig
behindert. Nachdem Gaddafi mit
Premier Silvio Berlusconi und
Staatschef Giorgio Napolitano zu-
sammengetroffen war, folgten Be-
suche auch bei Bürgermeister Gi-
anni Alemanno und dem Präsi-
denten des Abgeordnetenhauses,
Gianfranco Fini. Für seine eige-
nen Empfänge hat sich der Libyer
im Garten der Villa Pamphili sein
eigenes Zelt aufbauen lassen.

Exzentrischer Besucher
Berlusconi wollte sich laut Medi-
enberichten mit der Entschuldi-
gung eines steifen Halses darum
drücken, den exzentrischen
Staatsgast schon auf dem Flugha-
fen zu empfangen und zu umar-
men. Gaddafi jedoch soll diese
diplomatisch unübliche Sonderbe-

handlung schon auf dem Luftweg
nach Rom mit der Drohung er-
zwungen haben, andernfalls wie-
der umzukehren. Der Revoluti-
onsführer zeigte sich dann gegen-
über dem Premier besonders nett:
„Andere Regierungen haben in
der Vergangenheit begonnen, mit
Libyen zu verhandeln. Aber nur
mein Freund Silvio Berlusconi hat
den Mut gehabt, die Verhandlun-
gen zum Abschluss zu bringen.“
Gaddafi ist in Rom mit einem

Foto an der Uniform-Brust gelan-
det, das einen 1931 gehenkten liby-
schen Widerstandskämpfer gegen
die italienische Besatzung zeigt.
Seit zwei Jahrzehnten versucht
Italien, mit Libyen ins Reine zu
kommen und einen Strich unter
die Verbrechen in der Kolonialzeit
von 1911 bis 1943 zu ziehen. Kurz

vor ihrem Sturz stand die Regie-
rung Prodi Ende 2007 davor, ei-
nen Vertrag über Entschädigun-
gen von 3 Mrd. Dollar zu unter-
zeichnen. NeunMonate später un-
terschrieb Berlusconi einen
Freundschaftsvertrag, der inzwi-
schen 5 Mrd. Dollar kostete.

Zu den Gegenleistungen dafür
gehören nicht nur libysche Inves-
titionen in italienische Unterneh-
men wie den Fußballclub Juven-
tus Turin, die Unicredit-Bank und
das Energieunternehmen Eni,
sondern auch gemeinsame An-
strengungen, den Strom von
Flüchtlingen übers Meer nach Ita-
lien zu bremsen. Ohne Libyens
Bereitschaft, abgewiesene Asylbe-
werber zu übernehmen, müsste
Italien sofort von seiner Flücht-
lingspolitik abrücken.

Iraner hoffen auf einen Wandel
Präsidentenwahl.
Gegen Amtsinhaber
Ahmadinedschad geht
Expremier Mussawi
chancenreich ins
Rennen.
SUSANNE SCHANDA

TEHERAN (SN). Vier Jahre nach der
überraschenden Wahl des weitge-
hend unbekannten Mahmud Ah-
madinedschad zum Präsidenten
der Islamischen Republik Iran
steht die Bevölkerung heute, Frei-
tag, wieder vor derWahl. Ein kon-
servativer Bewerber und zwei
Kandidaten aus dem Lager der
Reformer fordern den umstritte-
nen Präsidenten heraus.
Teheran vor der Präsident-

schaftswahl, die immerhin das Po-
tenzial hat, der Ära Ahmadined-
schad ein Ende zu setzen: Von
leicht verblassten, an hohe Haus-
fassaden gemalten Porträts bli-
cken grimmig der Republikgrün-
der Khomeini und sein Nachfolger
Khamenei, aktueller geistlicher
Führer des Landes. Wer auch im-
mer der nächste Präsident des
Iran wird, an der Geistlichkeit
führt keinWeg vorbei. Das hat der
letzte reformorientierte Präsident
Mohammed Khatami schmerzhaft

erfahren. Als er nach zwei Amts-
perioden abtrat, hinterließ er eine
enttäuschte und resignierte Wäh-
lerschaft, die sich 2005 nicht mehr
die Mühe machte, zwischen den
beiden Kandidaten Ahmadined-
schad und Rafsandschani zu wäh-
len, weil sich ja doch nichts verän-
dern würde. „Ahmadinedschad
war die verdiente Strafe für den
Rückzug eines großen Teils des
linken und reformorientierten La-
gers vom politischen Geschehen“,
sagt der Direktor einer iranischen
Plattenfirma. „Diese Wahl hat wie
eine Ohrfeige gewirkt und die
Leute hoffentlich aufgerüttelt.“

Der gut vernetzte Iraner wirbt
nun in seinem großen Freundes-
und Bekanntenkreis für den Re-
formkandidaten Mussawi – auch

über das Internetforum Facebook
– , und damit dafür, diesmal die
Chance zu ergreifen und bei der
Wahl für eine Alternative zur
wirtschaftlich und außenpolitisch
desaströsen Politik des Amtsinha-
bers einzutreten. Nicht alle mit
dem Regime Unzufriedenen sind
so engagiert. „Wir haben am 12.
Juni die Wahl zwischen schlecht
und noch schlechter“, sagen zahl-
reiche liberal denkende Iraner.
Gerade für Frauen ist die bevor-

stehende Präsidentschaftswahl
frustrierend. Unter den 450 Per-
sonen, die ihre Kandidatur ange-
meldet hatten, waren 42 Frauen.
Alle fielen sie der Zensur des Isla-
mischen Wächterrats zum Opfer.
Die vier männlichen Kandidaten,
die am 12. Juni zur Wahl stehen,

sind neben Ahmadinedschad der
ebenfalls konservative Mohsen
Rezai und auf der Reformerseite
Mir-Hossein Mussawi, der wäh-
rend des iranisch-irakischen
Kriegs 1980–1988 Premier war,
und Exparlamentspräsident Meh-
di Karrubi.

Für die junge Feministin Tara
ist das keine echte Wahl. Dennoch
wird sie Mussawi ihre Stimme ge-
ben, weil der verspricht, die Sit-
tenpolizei abzuschaffen, die Frau-
en in der Öffentlichkeit auf kor-
rekte islamische Kleidung prüft.

Tara ist Mitglied der Frauenor-
ganisationMeydaan, die eine groß
angelegte Kampagne gegen die
Steinigung als Strafe für Ehebruch
lanciert hat und dabei von der
Friedensnobelpreisträgerin Shi-
rin Ebadi unterstützt wird. Eine
weitere Kampagne richtet sich ge-
gen das Stadionverbot für Frauen.
Im Zug der Geschlechtertrennung
wird Iranerinnen der Zutritt zu
Sportstadien verwehrt – angeb-
lich, weil es dort im Gedränge mit
Männern zu gefährlich für sie sei.

Mit List verschafften sich Tara
und drei Mitstreiterinnen aber
Zugang zum Azadi-Stadion, dem
größten Fußballstadion des Iran,
als die Nationalmannschaft gegen
Südkorea spielte. Die weiblichen
Fans aus Südkorea, die als Aus-
länderinnen eingelassen wurden
und sich mit den Iranerinnen soli-
darisierten, schleusten die vier in
ihrer Gruppe in die Fußballarena.
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UNO verstärkt die
Nordkorea-Sanktionen
NEW YORK, SEOUL (SN-kes).
Nach fast dreiwöchigem Ringen
einigte sich der UNO-Sicher-
heitsrat jetzt im Grundsatz auf
eine neue Resolution gegen
Nordkorea, das am 25. Mai sei-
ne zweite Atombombe gezündet
hatte: Verschärfung bestehen-
der Finanzsanktionen sowie In-
spektionen auf hoher See von
nordkoreanischen Waffentrans-
porten. Das entspricht jener
UNO-Resolution, die bereits
nach Nordkoreas erstem Atom-
test im Oktober 2006 beschlos-
sen worden ist. Doch sind diese
Sanktionen bisher nicht durch-
gesetzt worden.

Indioprotest gegen
Perus Regierung
LIMA (SN-ach). Seit den schwe-
ren Zusammenstößen zwischen
Amazonas-Indios und der Poli-
zei (mindestens 33 Tote) ist die
Regierung von Perus Präsident
Alan Garcia unter Druck. Die
Frauenministerin verabschie-
dete sich aus demKabinett, weil
sie mit der Indiopolitik nicht
einverstanden ist; ein Indiofüh-
rer bat in Nicaragua um Exil.
Die Regierungspartei APRA
und verbündete Konservative
setzten im Kongress jetzt zwei
der elf Amazonas-Dekrete des
Präsidenten aus, ohne sie aber
für ungültig zu erklären. Das
soll Raum schaffen für neue Ver-
handlungen mit den 64 Indio-
völkern im Amazonasgebiet.
Doch die Indios wollen keine
Brosamen und haben am Don-
nerstag mit der verbündeten
Linken in Lima und im Amazo-
nas-Gebiet erneut protestiert.

Athen verschärft Kurs
gegen Illegale
ATHEN (SN, dpa). Griechenland
plant, härter gegen illegale Ein-
wanderer vorzugehen. So will
die Regierung streng bewachte
Aufnahmelager auf den Ost-
ägäisinseln eröffnen. Aufgegrif-
fene Migranten aus der Türkei
sollen im Schnellverfahren in
den Nachbarstaat zurückge-
schickt werden, den die EU als
sicheres Drittland einstuft. Am
Vortag waren erstmals mit ei-
nem Sonderflug 55 pakistani-
sche Flüchtlinge in ihre Heimat
ausgewiesen worden. Die grie-
chischen Behörden haben 2008
insgesamt 146.000 illegale Zu-
wanderer hauptsächlich aus
Staaten des Mittleren Ostens
und Nordafrikas aufgegriffen.

Stichwort: Iran

Religiöser Führer ist
die oberste Instanz
Im Iran ist der schiitische Islam
Staatsreligion. Der religiöse Füh-
rer Ajatollah Ali Khamenei ist als
Nachfolger des Obersten Rechts-
gelehrten (Revolutionsführers)
Ajatollah Khomeini im Staat die
größte Autorität. Er ist die höchste
Instanz auch bei politischen Ent-
scheidungen, ist Oberkommandie-
render der Streitkräfte, ernennt
die obersten Richter und steht laut
Verfassung der Islamischen Re-
publik sogar über dem Gesetz.
Dagegen ist die Macht des Präsi-
denten beschränkt, denn alle Ge-
setze und von ihm ernannten Mi-
nister müssen vom Wächterrat mit
dem Obersten Rechtsgelehrten an
der Spitze bestätigt werden.

Für politischen Wandel in der Islamischen Republik Iran treten die Anhänger des Reformkandidaten Karrubi ein. Bild: SN/AP

Präsident Ahmadinedschad. Bild: SN/AP Herausforderer Mussawi. Bild: SN/AP


